
Sommertreffen des Ortsverbandes: 

Wir sehen uns am 8. August 
Der ver.di Ortsverband Saarbrücken trifft sich nach einer kurzen Pause 
im Juli am 8. August zu seinem monatlichen Treffen. Jeden zweiten 
Donnerstag im Monat treffen sich die Kolleginnen und Kollegen um 18 
Uhr im Saarbrücker ver.di-Haus.

Es war durchaus nicht so, dass im Juli alle 
Kolleginnen und Kollegen im Urlaub waren. Es 
ist auch eine Menge geschehen.  
Gemeinsam mit freien Wohlfahrtsverbänden, 
Sozialverbänden hat ver.di ein Positionspapier 
veröffentlicht, das zeigt, wie wir unsere Demo-
kratie schützen können: Indem wir den Sozial-
staat verteidigen! Zurecht geht die Forderung 
an die Bundesregierung, den Sozialstaat nicht 
kaputt zu sparen. So richtig, die dort gemach-
ten Aussagen sind, so bleibt aber verborgen, 
wie das Geschehen soll, wenn wir immer mehr 
in die Rüstung und in die Unterstützung des 
Krieges in der Ukraine stecken. Um kriegs-
tüchtig zu werden, sollen wir auf Sozialleitun-
gen verzichten und es wird kein Geld für die 
vielen Aufgaben der Daseinsvorsorge übrig 
bleiben. Schamlos wird heutzutage verkündet, 
Deutschland müsse wieder kriegstüchtig wer-
den. Und es wird nicht nur verkündet; der 
Krieg wird vorbereitet, verbunden mit der Be-
hauptung, nur so könne der Frieden bewahrt 
werden. Auch das ist nicht neu. Auch das sag-
te schon Kaiser Wilhelm II. und ebenso der-
Reichskanzler, der den nächsten Weltkrieg 
vorbereitete. Im Juli wurde auch bekannt, dass 
die USA Langstreckenwaffen in Deutschland 
stationieren wollen. 
Da muss man sich schon fragen, warum ein 

dieser Situation der DGB zum Antikriegstag 
am 1. September die Ministerpräsidentin Anke 
Rehlinger einlädt, die bekanntlich wenig mit 
Friedensbewegung am Hut hat. Dabei gibt es 
in der SPD durchaus auch andere. „Nein zu 
Deutschland als Kriegspartei“ fordern bekann-
ten Stimmen aus Sozialdemokratie und Ge-
werkschaftern wie Peter Brandt, Hertha Däu-
bler-Gmelin, Michael Müller oder Helga 
Schwitzer. Im Juni fand im Gewerkschaftshaus 
Stuttgart eine große Konferenz für den Frieden 
statt.,Da wäre sicherlich eine Referentin ge-
funden, den den Regierungskurs ein wenig 
kritischer sieht. 
Über all das werden wir am 8. August sicher 
sprechen. Dabei bewegt uns besonders wie 
denn die bevorstehende Tarifrunde des Öffent-
lichen Dienstes sich hier einordnet.  
Am 9. Oktober stellt unsere Bundestarifkom-
mission für den öffentlichen Dienst die Forde-
rung für die Tarifauseinandersetzung mit Bund 
und Kommunen auf, die Verhandlungen star-
ten dann im Januar 2025. 
Als Gast werden wir dazu die Gewerkschafts-
sekretärin Lisa Summkeller vom Fachbereich 
Gesundheit, Soziale Dienste, Bildung und 
Wissenschaft begrüßen können, die uns die 
strategischen und taktischen Überlegungen 
darlegen wird. 
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Sommerfest auf der Geißbockalm: 

Wir feierten mit den Bosenbergern 
Die Streikenden riefen den Ortsverein um Hilfe und Solidarität. Natürlich kamen wir 
dieser Bitte nach. Am 5. Juli übernahmen zehn Kolleginnen und Kollegen die Ver-
sorgung beim Sommerfest der Streikenden. 

Seit Mai befinden sich die Kolleginnen und 
Kollegen der Reha-Klinik MediClin Bosenberg 
im Streik. Sie kämpfen für einen Tarifvertrag.-
für die Bosenbergklinik, die zur MediClin AG 
gehört, welche seit 2011 mehrheitlich vom As-
klepius Konzern beherrscht wird.Wer da etwas 

erreichen will, der legt sich einem Mächtigen 
an. 
Am Anfang organisierten sie sich und bauten 
Stärke auf. Als sie genug waren, forderten sie 
den Arbeitgeber zu Verhandlungen auf. Erst 
verhandelten die Arbeitgeber, dann scheiterten 
die Verhandlungen im März,Die Kollegen re-
agierten mit Warnstreiks. Ende März erklärte 
der Arbeitgeber, er kehre an den Verhand-
lungstisch zurück. Geplant war der 21. Mai. 
Aber, MediClin ließ den Termin erneut platzen. 
Den beiden für die Verhandlungsführung auf 
Arbeitgeber-Seite vorgesehenen Personen 
wurde die Wahrnehmung des Termins durch 
den Vorstand untersagt. Am 28. Mai wurde 

erneut gestreikt. Der Streik ging weiter und 
gleichzeitig wurde die Urabstimmung vorberei-
tet. Am 18. Juni stand das Ergebnis fest. 93 % 
stimmten für einen unbefristeten Streik. Um 
Mitternacht auf den 19. Juni startete der Er-
zwingungsstreik. Am 26. Juni dann ein Sondie-
rungsgespräch mit den Herren Thomas Peake 
und Peter Birkelbach. Der Vorstand scheint 
sich zu bewegen. Am 1. Juli teilte der Vorstand 
mit, er habe beschlossen, dass es für den Bo-
senberg eine Tarifbindung geben werde. In der 

Folge beschlossen die ver.di-Mitglieder in gro-
ßer Mehrheit den Streik vorläufig für Verhand-
lungen zu unterbrechen. Am 2.Juli wurde die 
Arbeit wieder aufgenommen.  
Es liegt nun am Arbeitgeber, sein Wort zu hal-



ten. Wir signalisieren hiermit unsere Bereit-
schaft, die Verhandlungen in einer Atmosphäre 
ohne stattfindenden Streik wiederaufzuneh-
men. Wir haben große Hoffnungen, aber 
gleichzeitig auch eine große Geschlossenheit, 
uns weiter für tarifierte Arbeitsbedingungen 
einzusetzen. 

Ursprünglich plante das Unternehmen ein 
Sommerfest für den 5. Juli. Nachdem die Kol-
legen aber keine Lust hatten mit ihren Chefs 
zu feiern, nahm die Arbeitgeberseite davon 
Abstand. Daraufhin beschlossen die ver.dianer 
unter dem Motto „‚charakterfest“ auf der Geiß-
bock-Alm ein Fest zu feiern.  
Der Ortsverein der ver.di Saar hatte sich schon 
schriftlich mit den Streikenden solidarisch ge-

zeigt, auch an einer Aufklärungsaktion in St. 
Wendel hatte man sich beteiligt. Nun war es 

selbstverständ-
lich, dass man 
auch bei diesem 
fest dabei ist und 
solidarisch die 
Versorgung mit 
Schwenker und 
Würstchen über-
nimmt.  
Wir, Rainer, Bir-
git, Ernst-Rainer, 
Michael, Rein-
hard, Rita, Hans 

und Hannelore, waren vor Ort, brachten Salate 
mit und bedienten Schwenker und grillten 
Würstchen. 
Unser Vorsitzender Rainer versicherten den 
Kollegen unsere Solidarität und der Hochach-
tung. Mit deutlichen Wor-
ten kritisierte er das Ge-
winnstreben, das im Ge-
sundheitswesen nichts 
zu suchen habe. Der 
Kampf der Kolleginnen 
und Kollegen zeige aber 
auch, dass man Erfolge 
erkämpfen könne. „Zu-
sammenhalt, die Solida-
rität von Vielen, kann 
stärker sein als die 
Macht Einzelner.“ So 
Rainer auf einem wunderschönen Fest auf der 
Geißbock- Alm in St. Wendel. 



Ein wichtiger Etappensieg mit saarländischer Handschrift: 

PPR 2.0 kommt 
Jahrelang kämpften die saarländischen Pflegepersonen mit in der vordersten Linie 
für Entlastung und forderten ein Personalbemessungssystem, die Proteste waren 
so stark, dass die damalige Ministerpräsidentin eine Initiative im Bundestag ergriff, 
im Landtagswahlkampf versprach die Gesundheitsministerin einen entsprechenden 
Paradigmenwechsel und schließlich kam es zu den Auseinandersetzungen an der 
Uniklinik. Schließlich wurde als ein Zwischenschritt das Konzept PPR 2.0 entwickelt. 
Nun wird dieses Instrument eingeführt. ver.di hat durch ihr Wirken die Welt verän-
dert und saarländische Kolleginnen haben ganz entscheidend mitgewirkt. Nun hat 
Sylvia Bühler, Mitglied im ver.di-Bundesvorstand und Leiterin des Fachbereichs Ge-
sundheit, Soziale Dienste, Bildung und Wissenschaft, einen Kommentar geschrie-
ben, den wir hiermit nachdrucken. 
 
Die PPR 2.0 kommt! Das Instrument für eine 
bedarfsgerechte Krankenhauspflege wird zum 
1. Juli eingeführt. Das ist unser Verdienst. Die 
Beschäftigten der Krankenhäuser haben das 
mit ihrer Gewerkschaft ver.di in einem mehr 
als zehnjährigen Kampf gegen viele starke 
Widerstände durchgesetzt. Die großen Streiks 
für Entlastung, die öffentlichkeitswirksamen 
Aktionen, die unzähligen Gespräche mit poli-
tisch Verantwortlichen – all das hat zu unse-
rem Erfolg geführt. Das ist ein Grund zum Fei-
ern. 
Die Mitte Juni veröffentlichte Verordnung von 
Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach 
(SPD) ist ein entscheidender Schritt zu mehr 
Personal und Entlastung. Künftig weiß jeder, 
wie viel Personal für eine gute Pflege auf den 
Stationen gebraucht wird. Das ist betrieblich 
wichtig, aber auch für unsere weitere Arbeit. 
Denn bis ein verbindlicher Plan zur Anglei-
chung der Ist- an die bedarfsgerechte Soll-Be-
setzung beschlossen ist, lassen wir nicht lo-
cker. Wir lassen Politik und Arbeitgeber nicht 
aus der Verantwortung; die Entlastung muss 
auf den Stationen tatsächlich ankommen! 
Die Erfahrung – unter anderem mit den Perso-
nalvorgaben in psychiatrischen Einrichtungen 
– zeigt: Es braucht Verbindlichkeit. Werden die 
Vorgaben nicht eingehalten, muss es Folgen 
haben. Denn eine gute Versorgung hängt 

maßgeblich davon ab, dass genug qualifizier-
tes Personal eingesetzt wird. Das gilt für alle 
Berufsgruppen. Auch hier bleiben wir dran. 
Krankenhaus ist Teamarbeit. 
Damit die Krankenhäuser das alles leisten 
können, brauchen sie eine ausreichende Fi-
nanzierung. Die Pläne zur Krankenhausreform 
müssen noch kräftig nachgebessert werden. 
Die geplante Vorhaltevergütung ist der richtige 
Schritt, sie darf aber nicht von Fallzahlen ab-
hängig sein. Die versprochene Entökonomisie-
rung muss kommen. Eine gute Versorgung in 
der Stadt und auf dem Land ist das Ziel. 
Gewerkschaft wirkt. Mit Ausdauer und Ent-
schlossenheit machen wir weiter.

Die PPR 2.0 ist die Pflegepersonalregelung für Krankenhäuser.  
Mit ihr lässt sich bestimmen, wie viele Pflegepersonen auf einer 
Station arbeiten müssen, damit Patient*innen bedarfsgerecht  
und qualitativ hochwertig versorgt und Beschäftigte entlastet 
werden. 

Dafür werden die Patient*innen einmal am Tag zwei Pflege-
kategorien mit je vier Leistungsstufen zugeordnet. Diese sind mit 
Minutenwerten hinterlegt. Hinzu kommen ein Grundwert pro Tag 
und ein Fallwert bei Neuaufnahme. Aus der Summe der Minuten-
werte aller Patient*innen ergibt sich der Pflegebedarf für diese 
Station an diesem Tag.

Der Pflegebedarf wird in sogenannte Vollzeitäquivalente 
umgerechnet, also die Zahl der Pflegekräfte, die für eine be-
darfsgerechte Versorgung zur Verfügung stehen müssen. Diese 
Soll-Personalbesetzung wird anschließend mit der tatsächlichen 
Ist-Personalbesetzung abgeglichen – so kann täglich der Erfül-
lungsgrad der PPR 2.0 für die jeweilige Station ermittelt werden.

Die PPR 2.0 gilt auf bettenführenden Normalstationen der 
somatischen Versorgung für Erwachsene sowie auf bettenführen-
den Normal- und Intensivstationen der somatischen Versorgung für 
Kinder. Sie gilt für den Tagdienst in der Zeit zwischen 6 und 22 Uhr.

Was ist das überhaupt?

Der lange Weg zu mehr Personal und Entlastung 

PPR 2.0 Fragen & Antworten

seit 2003 2011 2013 2015 2015/16

Das Finanzierungs-
system der Fallpau-
schalen führt zu 
massiver Arbeits- 
verdichtung.

ver.di-Personalcheck 
zeigt: In den Kranken-
häusern fehlen ins- 
gesamt 162.000 Voll-
zeitstellen.  

Mit der Aktion »162.000 fehlen« 
machen Klinikbeschäftigte überall 
im Land sicht- 
bar, wie  
viel mehr  
Personal  
es braucht.

Beschäftigte der 
Charité erkämpfen 
erstmals einen Tarif- 
vertrag für Gesund-
heitsschutz und 
Mindestbesetzung.

Start der ver.di- 
Kampagne  
»Der Druck muss raus«

ver.di-Nachtdienst- 
check zeigt unter 
anderem, dass fast 
zwei von drei Pflege-
fachkräften nachts  
allein arbeiten müssen.
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»In der Nacht ist der Mensch nicht 

gern alleine«, sang einst Marika Rökk 

und meinte dabei wohl nicht die 

Nachtschwester auf Station oder im 

Wohnbereich.
Damals sprach man noch von 

Nachtwache. Die Anzahl der zu Pfle-

genden war deutlich kleiner und auch 

gesünder. Manche Kollegin konnte da 

noch ihre eigene Bügelwäsche mitbrin-

gen. Man hatte nur zu wachen. Heute 

herrscht nachts Hektik pur. Riesensta-

tionen und ausufernde Wohnbereiche. 

Aus der Wache wurde eine Nacht-

schicht.
Durchgang. Lagerung. Alle zwei 

Stunden 120 Kilo hochziehen, auf die 

andere Seite legen, Kissen aufschüt-

teln. Der eigene Rücken schmerzt. 

Windeln wechseln. Vitalzeichenkont-

rolle. Atmet sie? Was war das für ein 

Knall? Herr Schwarz ist aus dem Bett 

gefallen. Sturzprotokoll schreiben. 

Vorrat auffüllen. Frau Schorr ruft nach 

ihrer Mutter. Befunde abheften. Herr 

Fischer findet die Toilette nicht. Apo-

theke schreiben. Frau Frank hätte 

gerne ein Glas warme Milch. Durch-

gang. Frau Weiland kann nicht schla-

fen, erzählt von ihrem Enkelkind. 

Freundlich bleiben. Genervt sein. 

Überall Menschen und doch allein. 

Lächeln. Pflegeplanung evaluieren. 

Tabletten richten. Apropos, da war 

doch was, in der Schule brachten sie 

uns das Vier-Augen-Prinzip bei. Es 

klingelt.
Im Internet diskutiert man, ob 

alleine arbeiten in der Nacht zulässig 

ist. Spannende Frage. Der Anwalt  

sagt nein. Da lese ich, es geht um eine 

Druckerei. Ach so, bei der Pflege geht 

es ja bloß um Menschen.

Übergriffe. Ohnmacht. Gewalt. 

Arbeiten mit Angst. Die Berufsgenos-

senschaft für Gesundheitsdienst und 

Wohlfahrtspflege empfiehlt, Beschäf-

tigte auf Alleinarbeitsplätzen immer 

mit Notsignalsystemen auszustatten. 

In spätestens 15 Minuten muss Hilfe 

da sein. So schreibt man. Die Realität 

ist anders. Der Laden muss ja irgend-

wie laufen, sagt die Chefin, dabei hat 

der Laden Stillstand, die Kolleginnen 

und Kollegen laufen und laufen. Wo 

laufen wir nur hin?

Was ich meine? Arbeiten nachts 

und alleine ist unmenschlich. Der 

Standard sollte zwei Kolleginnen in 

der Nacht sein. Zumindest sollte die 

zweite Kollegin in Rufweite anzutreffen 

sein.
Denn der Mensch braucht ein klei- 

nes bisschen Liebe im großen Weltge-

triebe. Einesteils und andrerseits und 

außerdem      findet Michael Quetting                     

Nachts alleine

Vorgaben zur Personalbesetzung. Eine 

Pflegerin von der Wachstation des 

Helios Klinikums Berlin-Buch berichtet, 

dort solle eine Pflegekraft für höchs-

tens vier Patienten zuständig sein –  

eigentlich. »In der Realität sind wir 

aber ständig zu wenige, die Nacht-

schicht ist schon nach Plan unterbe-

setzt.« Insbesondere wenn viele isolier-

te Patienten auf Station liegen, für  

die sich die Pfleger immer wieder um-

ziehen müssen, sei die Arbeit dann 

kaum zu schaffen. »Wir schreiben 

dre i
  Nr. 48_November 2013                

VER.DI FACHBEREICH 3 – GESUNDHEIT, SOZIALE DIENSTE, WOHLFAHRT UND KIRCHEN

www.drei.verdi.de

Fo
to

: C
hr

is
ti

an
 v

. P
ol

en
tz

, t
ra

ns
it

.

162.000 fehlen – Aktion vor Berliner Reichstag für personelle Mindeststandards in Kliniken
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Krankenhausbeschäftigte erwarten von 

der neuen Bundesregierung Taten – 

und zwar schnell. Noch vor Beginn der 

Koalitionsverhandlungen machten 

Gewerkschafter aus dem ganzen Bun-

desgebiet bei einer Aktion vor dem 

Berliner Reichstag deutlich: Wir brau-

chen eine gesetzliche Personalbemes-

sung in den Kliniken! Mit dieser Forde-

rung übergaben sie 91.000 Postkarten 

an Vertreter von Union und SPD. »Wir 

fordern Sofortmaßnahmen gegen den 

Personalmangel und die zügige Einfüh-

rung einer gesetzlichen Personalbe-

messung«, stellte ver.di-Bundesvor-

standsmitglied Sylvia Bühler klar. 

»Immer mehr Patientinnen und Patien-

ten bei dramatisch weniger Personal –  

das ist nicht gesund, weder für die 

Beschäftigten noch für die Patienten«, 

so die Gewerkschafterin. In manchen 

Fällen sei die Situation gar lebensge-

fährlich. 
Der Bericht einer Berliner Kranken-

schwester, die bei einer Leiharbeitsfir-

ma angestellt ist, bestätigte das: »Ich 

habe schon zwei Mal erlebt, dass nur 

Leasingkräfte auf Station waren«, 

erzählte die 27Jährige, die ihren Na-

men lieber nicht nennen wollte. »Nie-

mand kannte sich aus. Die Patienten 

mussten uns sagen, wie wir das Essen 

verteilen sollen – das geht gar nicht.«

Auch andere Kolleginnen berichte-

ten von unhaltbaren Zuständen. So 

erzählten Ingeborg Schrauder und Julia 

Fabritzek aus Bamberg, die vorge-

schriebenen Ruhezeiten könnten oft 

nicht eingehalten werden. Manchmal 

würden Überstunden deshalb gar nicht 

erst aufgeschrieben. »Viele Kollegen 

sind einfach ausgepowert, das Burn-

Out-Risiko nimmt zu.«

Belastungsgrenze erreicht

»Bei uns sind die Stationen übervoll, 

die Belastungsgrenze ist längst er-

reicht«, sagte Matthias Hertel, der seit 

18 Jahren im Psychiatrischen Zentrum 

Nordbaden arbeitet. »Man kann seinen 

Aufgaben gar nicht mehr gerecht wer-

den und geht nach der Arbeit unzufrie-

den nach Hause.« Dabei gibt es in 

psychiatrischen und psychosomati-

schen Einrichtungen immerhin eine 

Verordnung, die Mindestbesetzungen 

beim Personal vorsieht, die sogenannte 

Psych-PV. Hertel findet es »einen Ham-

mer«, dass diese nun abgeschafft wer-

den soll. »Dann wird alles noch enger 

werden, das ist ein Riesen-Problem.«

In somatischen Krankenhäusern 

gibt es überhaupt keine verbindlichen 

Klinik-Gigant 
entsteht
Rhön-Übernahme verschärft  

Wettbewerb, Seite 3

Schluss mit  
Hungerlohn!
Für Tarifverträge bei Klinik- 

Dienstleistern, Seite 6

Abgemahnt
Sophies Alltag, Seite 7

Rund 4.000 Menschen sind am  

12. Oktober in Saarbrücken auf die 

Straße gegangen, um für eine aus- 

reichende Finanzierung und bessere 

Personalausstattung in den Kliniken 

zu demonstrieren. Es war die größte 

Gesundheitsdemonstration in der 

Geschichte des kleinen Bundeslandes. 

Der ver.di-Fachbereich Gesundheit, 

Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kir-

chen hatte gemeinsam mit der Saar-

ländischen Krankenhausgesellschaft 

und anderen Organisationen noch 

vor Beginn der Koalitionsgespräche 

zum Protest aufgerufen, um die künf-

tigen Regierungsparteien frühzeitig 

unter Druck zu setzen. Vom Saarland 

gehe »ein starkes Signal« an die  

Berliner Politik aus, betonte ver.di-

Bundesvorstandsmitglied Sylvia Bühler.

Mit fast 60 Bussen waren die Be-

schäftigten von Saarlands Kliniken in 

die Landeshauptstadt angereist. Sie 

erlebten eine bunte, lebendige und 

große Demonstration. Besondere Auf-

merksamkeit erregte der Jugendblock. 

Die Azubis und jungen Beschäftigten 

hatten sich unter anderem aufblasbare 

grüne Handschuhe übergezogen und 

jeden fünften Finger abgebunden. Ihre 

Botschaft: Jeder Fünfte fehlt, wir brau-

chen mehr Personal.

ver.di-Bundesfachbereichsleiterin Sylvia Bühler 

und SPD-Politiker Professor Karl Lauterbach

91.000 Postkarten für eine gesetzliche Personal-

bemessung im Krankenhaus

Mehr Personal – sofort! 

Großdemo an der Saar

Überlastungsanzeigen und Mehrar-

beitszettel«, so die 28Jährige. »Das 

bleibt aber ohne jede Konsequenz.« 

Fehler im System

Insgesamt fehlen in deutschen Kran-

kenhäusern nach ver.di-Zählung 

162.000 Beschäftigte. »Die Kollegin-

nen und Kollegen holen alles aus sich 

raus. Aber individuelles Engagement 

reicht nicht, um die Fehler des Systems 

wett zu machen«, sagte Bühler und 

kündigte an: »Wir werden so lange 

keine Ruhe geben, bis wir eine gesetz-

liche Personalbemessung haben.« 

Unterstützung signalisierte der SPD-

Gesundheitspolitiker Professor Karl 

Lauterbach. Im ver.di-Interview beton-

te er, die gesetzliche Personalbemes-

sung sei für die SPD »eine ganz zentra-

le Forderung«. (siehe Interview: https://

gesundheit-soziales.verdi.de/branchen/

krankenhaeuser) ver.di jedenfalls wird 

hierfür weiter Druck machen.

Die Überlastung des Personals steigt weiter. Obwohl die Anzahl 

der Patientinnen und Patienten ständig wächst und die Schwere 

ihrer Erkrankungen1 zunimmt, bleibt die Zahl der Beschäftigten 

weit zurück. 

In der vor 10 Jahren eingeführten Krankenhausfinanzierung 

(diagnoseorientierte Fallpauschalen = DRG) werden »Fälle« und 

»Fallschwere« bezahlt, jedoch nicht die Qualität der Behandlung. 

Im Jahr 2011 wurden ca. 18,3 Millionen Patienten in den deut-

schen Krankenhäusern behandelt. Das sind 1 Million mehr als im 

In deutschen Krankenhäusern fehlen 162.00 Beschäftigte, davon allein 70.000 in der Pflege. Die Qualität der  

Versorgung sinkt, die Arbeitsbelastung ist unerträglich. Damit muss jetzt Schluss sein. ver.di fordert ein Sofort-

hilfeprogramm für mehr Personal. Gebraucht werden schnell wirksame Maßnahmen und die Entwicklung eines 

Verfahrens zur Ermittlung des realen Personalbedarfs. Die gesetzliche Personalbemessung ist unumgänglich. 

Dafür macht ver.di Druck. Die Politik muss jetzt handeln. 

Wir brauchen Entlastung im Krankenhaus:

ver.di will Personal- 

bemessung per Gesetz

Gesundheit, Soziale Dienste,

Wohlfahrt und Kirchen

Vereinte

Dienstleistungs-

gewerkschaft

OKTOBER 2013

Jahr 2000 (+5,8 Prozent). Die Zahl der Ärztinnen und Ärzte stieg 

im gleichen Zeitraum um 29.489 (+27,3 Prozent). Die Zahl der 

Beschäftigten mit anderen Tätigkeiten – zum Beispiel in Pflege, 

Therapie und Hauswirtschaft sank um 68.338 Vollkräfte. Das 

sind 9,4 Prozent weniger als im Jahr 2000. Während bei Ärztin-

nen und Ärzten auf die hohe Belastung durch Neueinstellungen 

reagiert wurde, steigt sie beim übrigen Personal weiter an.

Seit Einführung des neuen Vergütungssystems sind bis zum 

Jahr 2010 die Ausgaben der Krankenhäuser für die ärztliche 

Ver sorgung um mehr als 52 Prozent gestiegen, die für das Pflege-

personal aber nur um knapp 6 Prozent. Dieses deutliche Missver-

hältnis zeigt, dass viel zu wenig Pflegepersonal ein gesetzt wird.

1    Im DRG-Deutsch ist von »Fällen« und »Fallschwere« die Rede

Gesetzliche Personalbemessung auf einen Blick:
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Personal ohne Ärzt/innen

Ärztinnen und Ärzte

Fälle je Beschäftigte in den Jahren 2000 bis 2011 (Index 2000 = 100)

Quelle: Statistisches Bundesamt/eigene Darstellung

Belastung steigt

Belastungskennziffern

Wer wird in die PPR 2.0 eingerechnet?

Mit Hilfe der PPR 2.0 wird ermittelt, wie viel Pflegeperso-
nal für eine bestimmte Anzahl Patient*innen zur Verfü-
gung stehen muss. In der Geburtshilfe werden Hebam-
men wie Pflegefachkräfte gezählt. Mit bis zu 20 Prozent 
dürfen Pflegehelfer*innen, Medizinische Fachange-
stellte, Anästhesietechnische Assistent*innen und 
Notfallsanitäter*innen im Monatsdurchschnitt auf 
den Erfüllungsgrad der PPR 2.0 angerechnet werden. 
Auszubildende dürfen im zweiten und dritten Ausbil-
dungsjahr monatlich mit bis zu fünf Prozent angerechnet 
werden. ver.di kritisiert die vom Bundesrat erweiterten 
Anrechnungsmöglichkeiten, weil damit Pflegefachper-
sonen durch Assistenzkräfte ersetzt werden können. Für 
eine qualitativ hochwertige Versorgung braucht es genug 
Fachkräfte. 

Gilt die PPR 2.0 auch für den Nachtdienst?

Die Regelungen für den Nachtdienst orientieren sich an der 
Pflegepersonaluntergrenzen-Verordnung (PpUGV). Fallen 
einzelne Stationen nicht in deren Geltungsbereich, soll 
eine Pflegefachkraft nachts für maximal 20 Patient*in-
nen zuständig sein. Eine am Bedarf bemessene Personal-
ausstattung im Nachtdienst muss im Rahmen einer pflege-
wissenschaftlichen Weiterentwicklung ergänzt werden.

Die Überlastung des Personals steigt weiter. Obwohl die Anzahl 

der Patientinnen und Patienten ständig wächst und die Schwere 

ihrer Erkrankungen1 zunimmt, bleibt die Zahl der Beschäftigten 

weit zurück. 

In der vor 10 Jahren eingeführten Krankenhausfi nanzierung 

(diagnoseorientierte Fallpauschalen = DRG) werden »Fälle« und 

»Fallschwere« bezahlt, jedoch nicht die Qualität der Behandlung. 

Im Jahr 2011 wurden ca. 18,3 Millionen Patienten in den deut-

schen Krankenhäusern behandelt. Das sind 1 Million mehr als im 

In deutschen Krankenhäusern fehlen 162.00 Beschäftigte, davon allein 70.000 in der Pfl ege. Die Qualität der 

Versorgung sinkt, die Arbeitsbelastung ist unerträglich. Damit muss jetzt Schluss sein. ver.di fordert ein Sofort-

hilfeprogramm für mehr Personal. Gebraucht werden schnell wirksame Maßnahmen und die Entwicklung eines 

Verfahrens zur Ermittlung des realen Personalbedarfs. Die gesetzliche Personalbemessung ist unumgänglich. 

Dafür macht ver.di Druck. Die Politik muss jetzt handeln. 

Wir brauchen Entlastung im Krankenhaus:

ver.di will Personal-

bemessung per Gesetz

Trotz Personalnotstand in den Krankenhäusern zu Beginn der 

90er Jahre konnten sich Krankenkassen und Krankenhaus-

gesellschaft nicht auf Empfehlungen über den Personalbedarf 

verständigen. Deshalb legte das Bundesgesundheitsministe-

rium mit der PPR eine Personalbedarfsermittlung fest. Sie löste 

unverbindliche Anhaltszahlen ab. Verweildauerverkürzung, 

mehr Operationen, kompliziertere Diagnose- und Therapie-

verfahren begründeten eine Erhöhung der Pfl egestellen. 

Die PPR wurde aus der Praxis entwickelt. Es gab neun 

Pfl egekategorien. Für die durchschnittliche Pfl egeintensivität 

wurden Minutenwerte festgelegt. Die verbindliche PPR führte 

bis 1995 zu 21.000 zusätzlichen Beschäftigten – erwartet 

war ein Zuwachs von 13.000. Daraufhin wurde die PPR außer 

Kraft gesetzt.

So wird die PPR berechnet:

70 Minuten   Fallwert bei Krankenhausaufnahme 

30 Minuten  Pfl egegrundwert pro Patient und Tag 

52 – 215 Minuten   pro Patient und Tag – je nach Zuordnung 

in einer von 9 Pfl egestufen (A1/S1–A3/S3) 

Die Pfl egestufen richteten sich nach Intensität der Pfl egemaß-

nahmen im Grund- und Behandlungspfl egebereich. Jedem 

Patienten wurde einmal pro Tag eine Pfl egestufe zugeordnet. 

Die Besetzung der Tagesschichten ergab sich aus den Minuten-

werten aller Patient/-innen einer Station. Ausfallzeiten (Urlaub, 

Krankheit/Fortbildung) wurden zusätzlich berücksichtigt.

Stärken

Wenig Bürokratie: Es muss nicht täglich die eingesetzte Zeit 

je Patient berechnet werden. Zugrunde liegt eine Sollzeit. 

Schwächen

Keine Berechnung der Nachtdienststellen und der Intensiv-

stationen. Keine Weiterentwicklung nach 1995 

Wir brauchen klare Aussagen der Politik. Die gesetzliche Per-

sonalbemessung muss in den Koalitionsvertrag. Bedarfsgerecht 

und verlässlich muss sie sein. Bei dem Gesetz müssen auch 

die Länder mitziehen: Bei der Gesetzgebung im Bundesrat und 

bei der Umsetzung im Land selbst. Eine breite Unterstützung 

in der Gesellschaft ist erforderlich. Und besonders wichtig ist, 

dass alle ver.di Mitglieder in den Krankenhäusern die Forderung 

nach gesetzlicher Personalbemessung zu ihrer gemeinsamen 

Wie geschieht die Anpassung? 

Die PPR 1993 bildet den Personalbedarf der Krankenhaus-

behandlung vor über 20 Jahren ab. Weil sie außer Kraft ge-

setzt wurde, entfi el auch die notwendige Anpassung. Eine 

verbindliche Personalbemessung muss neue Bedarfe, Erkennt-

nisse und medizinischen Fortschritt berücksichtigen. Wie in 

der Medizin müssen dazu gesicherte wissenschaftliche Er-

kenntnisse (Evidenz) genutzt werden. Einige andere Staaten 

machen das bereits vor und entwickeln Qualitätsstandards. 

 Wie wird die Einhaltung der Personalbesetzung 

gesichert? 

Eine Verknüpfung von erbrachten Fallpauschalen oder Sonder-

entgelten, gefordertem Personaleinsatz und nach Dienstplan 

vorhandenem Personal ist erforderlich. Dies bedeutet aber 

keine zusätzliche Bürokratie, sondern kann durch eine zertifi -

zierte Personalmanagementsoftware gewährleistet werden. 

Solche Systeme sind bereits in den Krankenhäusern im Einsatz. 

Welche Anreize oder Sanktionen gibt es?

Eine Fallpauschale kann nur abgerechnet werden, wenn das 

erforderliche Personal zur Verfügung stand. Nicht vorhandenes 

Personal führt zu Abschlägen. Diese sind so zu bemessen, dass 

sie die eingesparten Brutto-Lohnkosten übersteigen.

Personalbemessung und Personalgewinnung

Damit eine ausreichende Zahl von qualifi ziertem Personal zur 

Verfügung steht, müssen die Gesundheitsberufe attraktiver 

werden. Der Nachwuchs muss gefördert und ein längerer 

Verbleib im Beruf gesichert werden. Gleichzeitig müssen 

Zugangsbarrieren beseitigt und Karrierewege eröffnet werden. 

Die Balance von Arbeit und gesicherter Freizeit muss eine 

Vollzeitarbeit bis zur Rente gewährleisten. So ist ein Arbeits-

kräfteplus für die gesamte Branche erreichbar.

Sache machen, andere informieren und überzeugen. Der 

Zeitpunkt ist günstig. Von vielen Parteien und auch von 

Bundesländern wird Handlungsbedarf in Sachen Personal-

bemessung gesehen. 

Jetzt heißt es nicht locker lassen und unser Anliegen 

öffentlich machen. ver.di Mitglieder haben bereits in vielen 

phantasievollen Aktionen das Thema bewegt. Jetzt gilt es 

Druck zu machen für eine Gesetzesregelung. 
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Jahr 2000 (+5,8 Prozent). Die Zahl der Ärztinnen und Ärzte stieg 

im gleichen Zeitraum um 29.489 (+27,3 Prozent). Die Zahl der 

Beschäftigten mit anderen Tätigkeiten – zum Beispiel in Pfl ege, 

Therapie und Hauswirtschaft sank um 68.338 Vollkräfte. Das 

sind 9,4 Prozent weniger als im Jahr 2000. Während bei Ärztin-

nen und Ärzten auf die hohe Belastung durch Neueinstellungen 

reagiert wurde, steigt sie beim übrigen Personal weiter an.

Seit Einführung des neuen Vergütungssystems sind bis zum 

Jahr 2010 die Ausgaben der Krankenhäuser für die ärztliche 

Ver sorgung um mehr als 52 Prozent gestiegen, die für das Pfl ege-

personal aber nur um knapp 6 Prozent. Dieses deutliche Missver-

hältnis zeigt, dass viel zu wenig Pfl egepersonal ein gesetzt wird.

1    Im DRG-Deutsch ist von »Fällen« und »Fallschwere« die Rede

Die Pfl egepersonalregelung (PPR) 1993

Jetzt handeln  
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Für gute Arbeit – Für gute Pfl ege – Für eine gesetzliche Personalbemessung jetzt
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PersonalbemessungDer Personalnotstand in allen Bereichen  verhindert gute Arbeit. Deshalb fordern wir eine gesetzliche  Personalbemessung.

Mehr Geld für KlinikenDie finanzielle Basis der Krankenhäuser ist unzureichend. 
Deshalb fordern wir eine bedarfsorientierte  Krankenhausfinanzierung.

21UNSER DREI-KLANG • UNSER DREI-KLANG • UNSER DREI-KLANG • UNSER DREI-KLANG

GesundheitsschutzWir wollen gesund bleiben – Arbeit darf nicht krank machen. 
Deshalb fordern wir einen Tarifvertrag zum Gesundheitsschutz

Wir machen uns stark

Wann kommt die Entlastung endlich  
auf den Stationen an?
Nach Inkrafttreten zum 1. Juli 2024 sind die Kranken-
häuser zunächst zur Ermittlung der bedarfsgerechten 
Personalausstattung verpflichtet. Um die PPR 2.0 voll-
ständig zu erfüllen, muss deutlich mehr Pflegepersonal 
eingestellt werden. ver.di hat immer wieder verbind- 
liche Übergangsregelungen gefordert, mit denen  
die tatsächliche Personalsituation stufenweise an die 
Vorgaben angeglichen wird. Wird die Angleichung nicht 
wie vorgeschrieben umgesetzt, müssen Sanktionen fol-
gen. Doch für diese sogenannte Konvergenzphase gibt 
es noch keinen verbindlichen Plan – wir lassen Politik 
und Arbeitgeber nicht aus der Verantwortung!

ver.di hat bisher an 26 Kliniken Tarifverträge 
für Entlastung durchgesetzt. Gelten diese 
weiter?

Sofern die Vorgaben zur Personalausstattung in den 
Entlastungs-Tarifverträgen besser sind als die PPR 2.0, 
gelten diese. Und der große Vorteil in den meisten 
unserer Tarifverträge: Beschäftigte, die in unterbesetzten 
Schichten arbeiten müssen, erhalten zusätzliche freie 
Tage. Das entlastet und erhöht den Druck auf die Klinik-
leitungen, zusätzliches Personal einzustellen.

Wie geht es weiter?

Die PPR 2.0 ist ein erster notwendiger und wichtiger 
Schritt zu einer bedarfsgerechten Versorgung und Ent-
lastung der Pflegenden. In der ersten Phase werden die 
Krankenhäuser zur Übermittlung der Daten verpflichtet. 
Damit die Vorgaben tatsächlich wirken, muss gesetzlich 
festgelegt werden, bis wann die tatsächliche Personal-
besetzung an das ermittelte Soll angeglichen wird – und 
wie Verstöße sanktioniert werden. Erst dann ist die PPR 
2.0 verbindlich. Das muss baldmöglichst beschlossen 
werden. Bis dahin können Belegschaften und ihre be-
trieblichen Interessensvertretungen die Daten nutzen, 
um den Druck für mehr Personal zu erhöhen. 

Im nächsten Schritt soll die PPR 2.0 durch die Deutsche 
Krankenhausgesellschaft und den Spitzenverband der 
Gesetzlichen Krankenkassen (GKV-SV) auf Basis der bis-
herigen Erkenntnisse wissenschaftlich weiterentwickelt 
werden. Zudem sollen Vorschläge für Notaufnahmen 
erarbeitet werden. ver.di begleitet die Weiterentwick-
lung und drängt darauf, nicht weitere wertvolle Zeit 
verstreichen zu lassen.

       t1p.de/ppr20-

seit 2017 2019 ....

ver.di, die Deutsche Kranken-
hausgesellschaft und der  
Deutsche Pflegerat legen  
das Konzept für eine  
bedarfsgerechte Personal- 
bemessung in der Kranken- 
hauspflege vor – die PPR 2.0. 

Nach vielen Verzögerungen und 
Widerständen tritt die Rechts- 
verordnung zur PPR 2.0 am  
1. Juli 2024 in Kraft. Kranken-
häuser werden verpflichtet, den 
Personalbedarf und die tatsäch- 
liche Besetzung zu ermitteln  
und zu melden.

Mit der Bewegung für  
mehr Personal und Ent- 
lastung im Krankenhaus  
macht ver.di auf drei Schienen 
Druck: betrieblich, tariflich 
und politisch. An bislang  
26 großen Krankenhäusern 
hat ver.di seither Tarifverträge 
für Entlastung durchgesetzt.

Bundesgesundheitsminister Karl  
Lauterbach (SPD) bringt die Erprobung 
der PPR 2.0 auf den Weg.

 
In einer  

Konvergenzphase 
sollen die Personalvor- 

gaben stufenweise verbindlich 
eingeführt werden. Wann diese 
beginnt, ist noch offen. ver.di 
drängt darauf, dies schnellst-

möglich zu beschließen 
und konsequent um-

zusetzen.

PPR 2.0 kommt

Wir haben euch im Blick!

Aufruf zum Aktionstag   8. April 2024

Verspielt nicht  

das letzte Vertrauen!

Weitere Infos und  
ein Erklärvideo zur  
PPR 2.0

2022/23 2024

Sylvia Bühler auf einer Kundgebung in Saar-
brücken mit der damaligen Gesundheitsminis-
terin Monika Bachmann
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